Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2594 


Sachgebiet 63 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Strauß, Leicht, Röhner, 
Dr. Althammer und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Haushalts Vollzug 1971 


Wir fragen die Bundesregierung; 


1. Nach dem Beschluß der Bundesregierung vom 9. Mai 1971 
sind im Bundeshaushaltsplan 1971 Ausgaben in Höhe von 
1 Milliarde DM und Verpflichtungsermächtigungen in 
Höhe von 2 bis 3 Milliarden DM gesperrt worden. Das 
Parlament hat aufgrund seines Haushaltsbewilligungsrechts 
Anspruch darauf, zu erfahren, welche Aufgaben im einzel- 
nen durch diese Beschränkungen betroffen werden. Einem 
entsprechenden Auskunftsersuchen in der Großen Anfrage 
der Fraktion der CDU/CSU betr. finanz- und währungspoli- 
tische Absichten hat die Bundesregierung nicht entsprochen, 
weil damals die von den Ressorts durchzuführenden Erhe- 
bungen über die Höhe der rechtlichen und internationalen 
Verpflichtungen noch nicht ausgewertet waren (Drucksache 
VI/2326). Sie hat jedoch bisher lediglich den Abgeordneten 
des Haushaltsausschusses mitgeteilt, auf welche Ministerien 
und Einzelpläne die Ausgabekürzungen entfallen. Wir fra- 
gen deshalb erneut: 

Bei welchen Haushaltsansätzen und in welcher Höhe je- 
weils sollen die beschlossenen 

a) Ausgabesperren, 

b) Sperren der Verpflichtungsermächtigungen 

im Bundeshaushalt 1971 verwirklicht werden und wie wirkt 
sich das auf die einzelnen Ansätze aus (Höhe des alten An- 
satzes, Betrag der Sperre, Höhe des verbleibenden verfüg- 
baren Ansatzes)? 
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2. Ist vorgesehen, die Sperren für die Ausgabe- und Ver- 
pflichtungsermächtigungen in der vorgesehenen Höhe auf- 
recht zu erhalten? 

Oder ist aus der Tatsache, daß die Bundesregierung die 
Steigerungsrate des Haushaltsentwurfs 1972 gegenüber dem 
geplanten Haushaltssoll 1971 ohne Berücksichtigung der 
Sperre berechnet hat, zu schließen, daß sie die Sperre (ggf. in 
welchem Umfang) aufheben will? 


3. Auf welche Beträge belaufen sich 

3.1 die Haushaltsüberschreitungen, denen bisher grund- 
sätzlich oder formell nach Artikel 112 des Grundgesetzes 
zugestimmt worden ist, 

3.2 die nach der Ausnahmevorschrift des § 38 Abs. 1 Satz 2 
der Bundeshaushaltsordnung über die Vermerke im 
Bundeshaushaltsplan 1971 hinaus erteilten Verpflich- 
tungsermächtigungen zu Maßnahmen, die den Bund zur 
Leistung von Ausgaben in künftigen Haushaltsjahren 
verpflichten können, 

und zwar 

a) insgesamt, 

b) aufgeteilt nach Einzelplänen, 

c) bei Beträgen ab 10 Millionen DM aufgeteilt nach Titeln 
(Titelgruppen)? 


4. Können die zusätzlichen Haushaltsausgaben und Verpflich- 
tungsermächtigungen (Frage 3) durch zusätzliche Sperren, 
Kürzungen oder zwangsläufig sich ergebenden Minderaus- 
gaben und geringere Inanspruchnahme der Verpflichtungs- 
ermächtigungen (bei welchen Ansätzen in erster Linie und 
ggf. inwieweit) ausgeglichen werden? 


5. Auf welche Beträge (insgesamt und aufgeteilt nach Einzel- 
plänen) belaufen sich hiernach die aus der Haushaltsführung 
1971 sich ergebenden Nettobeschränkungen 

a) bei den Ausgaben, 

b) bei den Verpflichtungsermächtigungen 

gegenüber den Ansätzen des Bundeshaushaltsplanes 1971? 


6. Ist mit weiteren Haushaltsüberschreitungen von finanzwirt- 
schaftlicher Bedeutung (über die Angaben zu Frage 3 hinaus) 
noch im Laufe des Rechnungsjahres 1971 zu rechnen (ggf. 
für welche Zwecke und in welcher Größenordnung)? 
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7. 7.1 Wie hoch ist das Finanzierungsdefizit (Kreditaufnah- 
men abzüglich Tilgung, zuzüglich Münzgewinn) im bis- 
herigen Ablauf des Rechnungsjahres 1971 gewesen, und 
zwar 

a) im Bundeshaushalt 
aa) unmittelbar, 

bb) mittelbar zur Finanzierung von Bundesausgaben 
über Stellen außerhalb der Bundesverwaltung 
soweit der Bund dafür den vollen Zins- und 
Tilgungsdienst übernimmt, namentlich 

aaa) für Verkehrsaufgaben über die öffa, 

bbb) für den Bundesanteil an der Krankenhaus- 
finanzierung, 

ccc) für Entwicklungshilfeleistungen über die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau, 

b) der Bundesbahn, 

c) der Bundespost, 

d) des Lastenausgleichsfonds, 

e) des ERP-Sondervermögens? 

7.2 Wie hoch wird das Finanzierungsdefizit des Bundes 
(mittelbar und unmittelbar) und seiner einzelnen Son- 
dervermögen unter Berücksichtigung der bisher erkenn- 
baren Entwicklung im gesamten Rechnungsjahr 1971 
voraussichtlich sein (Schätzung)? 

7.3 Wie hoch ist die Gesamtverschuldung des Bundes 
(mittelbar und unmittelbar) und der einzelnen Sonder- 
vermögen 

a) bisher, 

b) voraussichtlich bis zum Jahresende? 


Bonn, den 21. September 1971 


Strauß 

Leicht 

Röhner 

Dr. Althammer 

Dr. BarzeL Stücklen und Fraktion 
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